
Bundesnetzagentur 

- Beschlusskammer 4 -
Az. : BK4-19-018 

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren nach§ 23 ARegV aufgrund des Antrags auf Genehmigung der 
1iwestitionsmaßnahme 

der Amprion GmbH, Robert-Schuman-Straße 7, 44263 Dortmund, vertreten durch die Ge-
schäftsführung, · 

Antragstellerin, 

hat die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, 
Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, 

durch ihren Vorsitzenden Alexander Lüdtke-Handjery, 

ihren Beisitzer Roman Smidrkal 

und ihren Beisitzer Jacob Ficus 

am 07.12.2020 

beschlossen: 

1. Die Investitionsmaßnahme für das Projekt 

,,Erweiterung der 380-kV-Anlag~ Nordlicht (178)" 
wird genehmigt. 

2. Die Genehmigung und die Anpassung der Erlösobergrenze sind .befristet bis 

31 .12.2023. · 

3. Der Antragstellerin.wird auferlegt, den sich aus den Gründen ergebenden Mittei-
lungspflichten nachzukommen. 

4. Die Genehmigung steht unter dem Vorbehalt des Widerrufs. 

5. Eine Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. • 
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Gründe ·: 

1. 

Die Antragstellerin ist Betreiberin eines Elektrizitätsübertragungsnetzes mit Sitz in Nordrhein-
Westfalen. 

Die Antragstellerin begehrt die Genehmigung einer lnvestitionsmaßnahnie für das Projekt 
,,Erweiterung der 380-kV-Anlage Nordlicht (178)" gemäß § 23 Abs. 1 S. 1 ARegV. Die Inves-
tition sei für einen bedarfsgerechten Ausbau des Energieversqr~Jungsnetzes nach § 11 
EnWG erforderlich. 

Im Einzelnen beantragt die Antragstellerin die Erweiterung der 380-kV-Anlage Nordlicht. 

Mit Schreiben vom· 19.12.2019 hat die Antragstellerin das folgende Mengengerüst mit den 
Einzelmaßnahmen des vorliegenden Projekts nachgereicht: . 

AnzahlAnlagenstandort 

Nordlicht 

Maßnahme 

Die Antragstellerin trägt vor, dass die vorliegende lnvestitionsmctßnahm~ das technische Ziel 
· nlage zu erweitern um die an efra te Erhöhun der Netzanschlusska azität 

edienen zu können. 

Zur Begr~endigkeit der lnvestition~maßnahme trägt die Antragstellerin vor, 
dass die~ mit Schreiben vom 05.06.2018 die Errichtung eines weiteren . 
380/110-kV-Transformators zur Erhöhung der Netzkuppelkapazität in das unterlagerte 110-
kV-Netz am Standort Nordlicht fordere. Die Versorgung des 110-kV-Netzbereichs der Städte 
Bottrop und Gladbeck sei heute in der Station Nordlicht über lediglich einen 380/110-kV-
Transformator realisiert. Die Nichtverfügbarkeit des ·rransformatms in der Station Nordlicht 
wie z.B. bei einem -Fehler, Wartung oder Erneuerung fQhre nach einem n~1-Fehlerfall zu ei-
ner Übe.rlastung in der unterlagerten Netzgruppe. Weiterhin führ,e die- aus, 
dass auch die weiter entfernten Übertragungsnetzeinspeisungen in d~ap 
und·Rosenblumendelle Überlastungen aufweisen. sollte es während einer Nichtverfügbarkeit 
des einen Transformtors in Nordlicht zu einem Fehler kommen. 
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Es bestehe darüber hinaus die Erwartung eines Leistungszuwachses in ~tion 
Nordlicht - unterlagerten f10-kV-Netzgruppe in der Größenordnung von - Nach 
Anal .se der netztechnischen Rahmenbedingungen des Hochspannungsnetzes durch die 

und des Höchstspannungsnetzes durch die An1rragstellerin werde daher die 
rwe1terung er Station Nordlicht um einen zusätzlichen 380/110-kV-Transformator als ziel-

führend erachtet. · 

Die aus der Historie stammende sogenannte „H-Schaltung" der :380-kV-Anlage Nordlicht 
zeichne sich durch das Einsparen von 380-kV-Geräten und du~chgehende 380-kV-
Sammelschienen aus. Es entstehe der Nachteil, dass die selektive Klärung von Fehlern in 
der Anlage nicht gegeben sei und somit über den n-1-Fall hinausgehende Fehlerszenarien 
entstehen können. Nach Fehlereintritt bestünden zudem keine Möglichkeiten durch Um-
schalten der Sammelschienenbelegung Betriebsmittel kurzfristig wieder in Betrieb zu neh-
men. Die Bauform einer H-Schaltung bedinge weiterhin, dass Fe:hler der Geräte und Anla-
genteile im Berelch einer Sammelschiene· immer auch die Auslösung aller Felder an der an-
deren Sammelschiene zur Folge haben. Die Bauform sei damit nicht als ~ine technisch wirk-
same Zwei-Sammelschienen-Anlage zu betrachten. Die Planun~1sgrundsätze würden Selek-
tivität hinsichtlich des Ausfalls von Transfor-i9isen vorsehen. Nach Rück-
sprache mit dem zu versorgenden Kunden, I• könne darüber hinaus ein 
gleichzeitiger Ausfall beider Transformatoren au grun mange ncier Selektivität der 
H-Schaltung in der Anlage Nordlicht nicht beherrscht werden. Das Errichten des zusätzlichen 
Transform~tors führe daher zu der Notwendigkeit, die Anlagenke>nfiguration auf die heute 
übliche Zwei~Sammelschienen-Anlage zu überführen. So könne die Selektivität im Fehlerfall 
und .somit das n-1-Kriterium gewahrt werden. 

Die Maßnahme sei im Begleitdokument der Obertragungsnetzbe!treiber zum Netzentwick-
lungsplan 2019 „Punktmaßnahmen im NEP 2030 (2019)" wie fol!gt zu finden: ·Punktmaßnah-
me Station Nordlicht. 

Als Nachweis der Erfüllung der Voraussetzungen nach § 23 ARegV führt die Antragstellerin 
aus, dass es sich bei diesem Projekt um eine Erweiterungsinvestition handle, da mit der er-
weiterten 380-·kV-Anlage der Eins~aus dem ÜbE?rtragungsnetz in die unter-
lagerten 110-kV- Netzgruppen der~ erhöht werdt3. Das 
bedarfsgerechten Netzausbau nach § 11 EnWG notwendig, da die von~ e-
nötigten zusätzlichen Einspeisekapazitäten in das unterlagerte öffentliche 110-kV-Verteilnetz 
geschaffen werden. Damit sei die energiewirtschaftliche Notwendigkeit des Investitionspro-
jektes gegeben. 

Die erstmalige Aktivierung ist für das Jahr 2020 geplant Die voll:ständige Inbetriebnahme soll 
im Jahr 2023 stattfinden. 

Die Antragstellerin hat als geplante Anschaffungs- und Herstellungskosten 
für die Investitionsmaßnahme angegeben. 

Die Antragstellerin hat keine Baukostenzuschüsse bzw. öffentlicl1e Mittel oder kostenmin-
de·rnde Erlöse für die Investitionsmaßnahme angegeben. · 

Die Antragstellerin hat am 29.03.2019 die Genehmigung der für das 
Projekt „Erweiterung der 380-kV-Anlage Nordlicht (178)" beantra:gt und in der Folge weitere 
Informationen zu dem Projekt nachgereicht. 

Mit Schreiben vom 28.05.2020 wurde die Antragstellerin angehört. Sie hat mit Schreiben 
vom 24.06.2020 Steliung genommen. 

Die Bundesnetzagentur hat die Regulierungsbehörde des Lande!S Nordrhein-W~stfalen ge-
mäß§ 55 Abs. 1 S. 2 EnWG unter dem 24.07.2019 über die Einleitung des Verfahrens in~ 
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formiert. Unter dem 05.1 -1" .2020 wurdE! der Beschlussentwurf gemäß § 58 Abs. 1 S. 2 EnWG 
dem Bundeskartellamt und der Regulierungsbehörde des Landes Nordrhein-Westfalen zur 
Stellungnahme übersandt. Das Bundeiskartellamt und die Landesregulierungsbehörde haben 
von diesem Recht keinen Gebrauch gemacht. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wirdl.auf den Inhalt der Verfahrensakte verwiesen. 
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II. 

A. Formelle Rechtmäßigkeit 

1. Zuständigkeit 

Die Byndesnetzagentur ist gemäß § 54 Abs. 1 EnWG die zuständige Regulierungsbehörde. 
D ie Zuständigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 Abs. 1 S. 1 EnWG. 

II. Antrag und Frist 

Der Antrag auf Genehmigung einer Investitionsmaßnahme wurde fristgerecht am 29.03.2019 
bei der Bundesnetzagentur gestellt. A1nträge auf Genehmigung von Investitionsmaßnahmen 
sind gemäß § 23 Abs. 3 S. 1 ARegV spätestens neun Monate vor Beginn des Kalenderjah-
res, ·in dem die Invest ition erstmals ganz oder teilweise kostenwirksam werden soll, bei der 
Bundesnetzagentur zu stellen. Kostenwirksam wird die Investitionsmaßnahme mit der erst-
maligen Aktivierung. Die Aktivierung· kann entweder als Anlage in Bau oder als Zugang zum 
Sachanlagevermögen erfolgen. Für di,e dem vorliegende,n· Antrag zugrundeliegende Investiti-
onsmaßnahme ist auf die erstmalige Aktivierung im Jahr 2020 abzustellen. 

III. Anhörung 

Der Antragstellerin wurde gemäß § 67' Abs. 1. EnVVG·die Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben. 

IV. Beteiligung von Bundeskartelllamt und Landesregulierungsbehörden 

Die hier zuständige Regulierungsbehörde des Landes Nordrhein-Westfalen wurde gemäß 
§ 55 Abs. 1_S. 2 EnWG von der Einleiltung des Verfahrens benachrichtigt. 

Dem Bundeskartellamt sowie der zuständigen Regulierungsbehörde des Landes Nordrhein-
Westfalen wurde gemäß § 58.Abs. 1 B. 2 EnWG Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

B. Genehmigungsfähigkeit 

Für das Projekt .Erweiterung der 380-!kV-Anlage Nordlicht (178)" ist eine Investitionsmaß-
nahme gemäß § 23 ARegV zu genehmigen. 

1. Erweiterungs- und Umstruktu1rierungsinvestition 

Die Genehmigung einer lnvestitionsm.aßnahme kann nach § 23 Abs. 1 S. 1 ARegV - für Ver-
teilernetzbetreiber in Verbindung mit §: 23 Abs. 6 ARegV bzw. nach § 23 Abs. 7 ARegV- für 
Erweiterungs- und Umstrukturierungsinvestitionen erfolgen. Unter Erweiterungsinvestitionen 
sind Maßnahmen zu verstehen, die das bestehende Netz vergrößern. Dabei beschränkt sich 
die Vergrößerung nicht allein auf die p1hysikalische Netzlänge, sondern umfasst auch die 
Maßnahmen zur Schaffung von größerem Kapazitätsvolumen.bzw. Transportmengenvolu-
men. Die Antragstellerin hat hinreicheind nachgewiesen, dass es sich bei der dem Antrag zu 
Grunde liegenden lnve~titionsmaßnahime um eine Erweiterungsinvestition handelt da mit ihr 
die Netzanschlusskapazität in das unt,erlagerte 110-kV-Hochspannungsnetz der 
- durch neue und erweiterte Infrastruktur erhöht wird. 
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II. Genehmigungsfähigkeit nach § 23 Abs. 1 S. 1 ARegV 

Gemäß § 23 Abs. 1 S. 1 ARegV genehmigt die Bundesnetzagenitur Investitionsmaßnahmen 
für Erweiterungs- und Umstrukturierüngsinvestitionen iri die· Übertragungs- und Fernleitungs-
netze, soweit diese Investitionen zur Stabilität des Gesamtsystems, für die Einbindung in das 
nationale oder internationale Verbundnetz oder für einen bedarfsgerechten Ausbau des 
Energieversorgungsnetzes nach § 11 EnWG notwendig sind. Eines der in § 23 Abs. 1 S. 2 
Nr. 1 bis .9 ARegV genannten Regelbeispiele ist im vorliegendeni Fall nicht einschlägig. 

Die Antragstellerin hat hinreichend nachgewiesen, dass die Investitionsmaßnahme notwen-
dig für den bedarfsgerechten Ausbau des Netzes ist. lnvestitionEm für den bedarfsgerechten 
Ausbau des Netzes umfassen Erweiterungs- und Umstrukturieru1ngsmaßnahmen, die sowohl 
durch die Reaktion auf eine veränderte Nachfrage als auch durch die Prognose zu erwarten-
der zukünftiger Nachfrageänderungen begründet sind. Für den bedarfsgerechten Ausbau 
des Energieversorgungsnetzes nach § 11 EnWG notwendige Investitionen erfassen sämtli-
che Maßnahmen aus Erweiterungs- und Umstrukturierungsinves,titionen, die aus einer aktu-
ellen oderzu erwartenden Veränderung der Nachfrage auf der Ein- und/ oder Ausspeiseseite 
eines Netzes resultieren. Die Veränderung der Nachfrage kann zum einen bewirken, dass 
die vorhandene Leistung bei Elektrizitätsnetzen bzw. die vorhandene Kapazität in Gasnetzen 
entsprechend der geänderten Nachfrage erweitert werden muss ,. und zum anderen, dass . 
durch die aktuelle oder erwartete Nachfrageänderung eine Umstrukturierung der Netzinfra-
struktur zur Sicherstellung der technischen Sicherheit vorgenommen werden muss. Unter 
bedarfsgerechten Ausbau fallen weiterhin Maßnahmen, die der Befriedigung einer bereits 
vorhandenen bestehenden Nachfrage dienen, wenn bei Unterlassung der Maßnahmen die 
bereits vorhandene bestehende Nachfrage nicht mehr bedient werden kann. Der Bedarf ist 
dabei objektiv im Sinne einer „erforderlichen Menge" zu verstehem. Ein bedarfsgerechter 
Ausbau stellt die Befriedigung dieses Bedarfs und eines. zukünftig zu erwartenden Bedarfs in 
ein Verhältnis zum entstehenden Aufwand und damit unter den Vorbehalt der Wirtschaftlich-
keit. Die Antragstellerin nat hinreichend dargelegt, dass das Projekt .Erwe~ 
kV-Anlage Nordlicht (178)" als Reaktion auf eine Nachfrageände,rung der........ 
verstanden werden kann. Durch die Investitionsmaßnahme soll cjer erhöhte Leistungsbedarf 
de- efriedigt werden. · 

Der erhöhte Leistungsbedarf ergibt sich aus dem Netzanschlussbegehren der -
- om 05.06.2018 fol endermaßen: Zum einen hat der unterla9,erte Mittelspannungs-
~ reiber - für die nächsten Jat1re L~rGrö-
ßenordnüng vo mitgeteilt und zum anderen geh!t die ---von 
einem weiteren Lastanstieg aufgrund der politisch gesetzten Ziele zur Elektromobilität aus. 
Der betroffene 110-kV-Netzbereich, der die Städte Bottrop und Gladbeck mit Strom versorgt, 
wird derzeit über einen Transformator in der Station Nordlicht und über zusätzliche Einspei-
sungen in den Stationen Karnap und Rosenblumendelle aus denn Übertragungsnetz ver-
sorgt. Ausfallsimulationen der••••••und der Antragst,ellerin würden zeigen, dass 
die Nicht-Verfügbarkeit des Transformators in Nordlicht zu Überlastungen der verbleibenden 
HöS/HS-Transformatoren wi .. tungen im 110-kV-Netz derlllllllllllllllfüh-
ren. Deshalb begehrt die en Netzanschluss mittels e~s-
formators in der Hö_c · e ene am Stando~~ie Einspeiseleis„ un in 
das 11.0-kV-Netz der soll demnach von --.illauf mindestens 
- rhöht werden. Die Antragstellerin ist nach dem EnWG verpflichtet. nachgelage e . 
Energieversorgu_ngsnetze (hier: . zu angemessemen, diskrimiriierungsfreien 
und transparenten Bedingungen an ihr Netz anzuschließen. 

Der ermittelte Bedarf kann auch nicht ohne Netzausbau, beispiellsweise durch marktbezoge-
ne Maßnahmen des§ 13 Abs.. 1 Nr. 2 EnWG. befriedigt werden. Alternative besser geeigne-
te Investitionsmaßnahmen zur Befriedigung _des Bedarfs sind eb,enfalls nicht ersichtlich. 
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III. Ersatzanteil 

Die vorliegende Investitionsmaßnahme enthält nach derzeitigem Planungsstand einen Er-
satzanteil in Höhe von· Da sich bis zur Inbetriebnahme der einzelnen Anlagen-
güter der Investitionsmaßnahme noch Änderungen ergeben können, dfe zu Anpassungen 
dieses Ersatzanteils führen, ist der Wert derzeit noch anpassbar und wird erst in der sog. ex-
post-Abrechnung fixiert. 

Für die vorliegende Investitionsmaßnahme ist der Anwendungsbereich von § 23 Abs. 2b 
ARegV eröffnet. Die gegenständliche Genehmigung wurde mit ·Schreiben vom 29.03.2019, 
eingegangen am 31.03.2019, und somit nach dem 17.09.2016 beantragt. 

Dementsprechend wird der projektspezifische Ersatzanteil aus dem Verhältnis der Tages-
neuwerte der ersetzten Anlagen · bzw. Anlagenbestandteilen zur Summe der Anschaffungs-
und Herstellungskosten der gesamten Anlagen der Investitionsmaßnahme ermittelt. Hierbei 
ist auf die erstmalige Aktivierung der zu ersetzenden Anlagengüter und auf de_n Zeitpunkt der 
erstmaligen Aktivierung der neuen Anlagengüt~r als Fertiganlage~ abzustellen. Der Tages-
neuwert der ersetzten Anlagen bzw. Anlagenbestandteile wird dabei entsprechend § 6 
Abs. 3 StromNEV ermittelt. Mithin erfolgt die Umrechnung der historischen Anschaffungs-
und Herstellungskosten auf Tagesneuwerte unter Verwendung von lnde.xreihen des Statisti-
schen Bundesamtes nach Maßgabe des § 6a StromNEV. Bei der Ermittlung der Tagesneu-
werte der zu ersetzenden vorhandenen Komponenten sind die ursprünglichen Anschaffungs-
und Herstellungskosten auf den Zeitpunkt der erstmaligen Aktivierung der neuen Anlagengü-
ter als Fertiganlagen zu indizieren. 

•Hintergrund für d iese Vorgehensweise ist der eindeutige Wille des Verordnungsgebers, dass 
die Netzbetreiber Ersatzinvestitionen aus den Rückflüssen aus der allgemeinen Erfösober-
grenze tätigen müssen. Denn die Vornahme dieser Investitionen gehört seit jeher zum .Ge-
schäft der Netzbetreiber. Eine besohdere Form der Refinanzierung, wie sie der Privilegie-
rungstatbestand der Investitionsmaßnahme ermöglicht, ist insoweit nicht sachgerecht und 
daher nach der Einschätzung des Verordnu'ngsgebers nicht geboten. Die Regelung des·§ 23 
Abs. 2b ARegV soll daher sicherstellen, dass es wirtschaftlich keinen Unterschied macht, ob 
ein Netzbetreiber eine reine Ersatzinvestition isoliert vornimmt oder eine Ersatzinvestition als 
Teil einer gern. § 23 ARegV genehmigungsfähigen Investitionsmaßnahme erfolgt (vgl. BR-
Drs: 296/16, Grunddrucksache V<?m 02.06.2016, S. 41). 

Eine Ersatzanteilsermittlung ohne Berücksichtigung der Tagesneuwerte hätte entgegen der 
Intention des Verordnungsgebers eine Besserstellung der Refinanzierung über eine Investiti-
onsmaßnahme mit . Ersatzanteil gegenüber der Refinanzierung über die allgemeine Erlös-
obergrenze zur Konsequenz. (vgl. BR-Drs. 296/16; Grunddrucksache vom 02.06.2016, 
S. 41): Denn der jeweilige Netzbetreiber wäre berechtigt, über das Institut der Investitions-
maßnahme die Erlösobergrenz.e um die Preissteigerung des Ersatzanteils zu erhöhen. Die 
Berücksichtigung der Preissteigerung ist bei der für -Ersatzinvestitionen vorgesehenen Refi-
nanzierung über die allgemeine Erlösobergrenze hingegen nicht vorgesehen, da dort eine 
Indizierung der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechend der Strom-
netzentgeltverordnung vorgenommen wird. 

Vorliegend hat die Antragstellerin ihrer Verpflichtung aus § 23 Abs. 2b S. 4 ARegV entspro-
chen und der Beschlusskammer hinreichend Daten und Informationen, die für die Ermittlung 
des projektspezifischen Ersatzanteils ·notwendig sind, vorgelegt. Insbesondere . hat sie die 
auszutauschenden Anlagenbestandteile in Form eines Mengengerüsts dargestellt und so-
wohl die historischen Anschaffungs- und ·Herstellungskosten als auch die Tagesneuw~rte 
gegenüber der Beschlusskammer mitgeteilt. 

Die Beschlusskammer hat die Angaben der Antragstellerin überprüft und unter Berücksichti-
gung des aktuellen Planungsstandes für die vorliegende Investitionsmaßnahme einen pro-
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jektspezifischen Ersatzanteil in Höhe. von~ rmittelt. Dieser Wert wird jedoch -
wie bereits ausgeführt - erst im Rahmen ~~St-Abrechnung fixiert. In der vorlie-
genden Genehmigung wird der projelktspezifische Ersatzanteil daher nur informatorisch mit-
geteilt. Er entfaltet rechtlich keine Bindungswirkung. · 

C. Genehmigungsdauer 

Die Genehmigüng der vorliegenden Investitionsmaßnahme gilt ausschließlich für den be-
nannten Einzelfall und ist auf deri Zeitraum bis Zl,lm 31.12.2023 beschränkt. Soweit die An-
tragstellerin einen über den 31.12.202'.3 hinausgehenden Genehmigungszeitraum beantragt 
hat, ist der Antrag abzulehnen. 

Gemäß § 23 Abs. 1 s: 4 ARegV sind Genehmigungen für Investitionsmaßnahmen jeweils bis 
zum Ende derjenigen Regulierungsperiode zu befristen, in der ein Antrag gestellt worden ist. 
Wird ein Antrag erst nach dem Basisjahr, welches nach § 6 Abs. 1 S. 4 ARegV für die fol-
gende Regulierungsperiode zugrunde zu legen ist, für die folgende Regulierungsperiode 
gestellt, ist die Genehmigung gemäß !§ 23 Abs. 1 S. 5 ARegV bis zum Ende dieser folgenden 
Regulierungsper·iode zu befristen. Dai; Basisjahr für die kommende Regulierungsperiode ist 
das Jahr 2021. Die Antragstellerin hat die Genehmig4ng der Investitionsmaßnahme für das 
vorliegende Projekt am 29.03.2019 bEiantragt. Damit ist die Genehmigung der vorliegenden 
1nvestitionsmaßnahme bis zum Ende der laufenden Regülierungsperiode zum 31.12.2023 zu 
befristen. 

D. Anpassung der Erlösobergrenze 

Aufgrund der vorliegenden lnvestitiom,maßnahme können gemäß § 23 Abs. 1 S. 3 ARegV 
Kapital- und Betriebskosten geltend g,emacht werden. Die entsprechende Anpassung der 
Erlösobergrenze. nimmt die Antragstellerin gemäß§ 4 Abs. 3 Nr. 2 i.V:m: § 11 Abs. 2 S. 1 
Nr. 6, 6a ARegV vor. . 

1. Umfang der Anpassung der Errlösobergrenze 

Die Antragstellerin kann ihre Erlösobergrenze um die sich aus genehmigten Investitions-
maßnahmen ergebenden Kosten und Erlöse anpassen. Insgesamt dürfen sich die Kosten, 
um die die Erlösobergrenze angepass;t ·wird, lediglich auf die Teile der vorliegenden Investiti-
onsmaßnahme beziehen, die von der Genehmigung dem Grunde nach umfasst sind. 

Für die Berechnung der Kapital- und Betriebskosten hat die Antragstellerin gemäß § 23 
Abs. 1a S. 1 ARegV die Vorgaben der· Festlegung.der Bundesnetzagentur zu .den Kapital-
und Betriebskosten gemäß § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 8a ARegV zu berück-
sichtigen. · 

Soweit die Bundesnetzagentur nicht gemäß.§ 32 Abs. 1 Nr. 8a ARegV etwas Abweichendes 
festgelegt hat, können gemäß § 23.At>s. 1 a S. 1 ARegV ab dem Zeitpunkt der vollständigen 
Inbetriebnahme der Anlagengüter der Investitionsmaßnahme oder eines Teils der Investiti-
onsmaßnahme bis zum Ende der Reg1ulierungsperiode, in der die Genehmigung der Investi-
tionsmaßnahme gilt, als Betriebskostein für die Anlagengüter. die Gegenstand der Investiti-
onsmaßnahme sind, jährlich pauschal 0,8 Prozent der für die Investitionsmaßnahme ansetz-
baren Anschaffungs- und HerstellungBkosten geltend gemacht werden. abzüglich des pro-
jektspezifischen oder pauschal festgelegten Ersatzanteils. 

Für den Zeitraum bis zu der vollständigen Inbetriebnahme der jeweiligen Anlagengüter kön-
nen gemäß § 34 Abs. 12 ARegV als Betriebskosten für die Anlagengüter, die Gegenstand 
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der Investitionsmaßnahme sind, ab dem 22.03.2019 bis zu der Festlegung der Pauschale 
nach§ 23 Abs. 1a S. 2 ARegV i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. BcARegVjährlich paUschal 0,2 Pro-
zent der für die Investitionsmaßnahme ansetzbaren Anschaffun~Js- und Herstellungskosten 
geltend gemacht werden. · 

Bei der Anpassung der Erlösobergrenze hat d ie Antragstellerin clie zum Zeitpunkt der An-
passung der Erlösobergrenze aktuellen Festlegungen zu berücksichtigen, soweit diese in 
zeitlicher Hinsicht anwendbar sind. 

II. Zejtpunkt der Anpassung der Erlösobergrenze 

Der Zeitpunkt der Anpassung der Erlösobergrenze richtet sich für die vorlieg~nde Investiti-
onsmaßnahme nach§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6 i.V.m. § 4 Abs. 3 S. 11Nr. 2 ARegV. Danach kann 
eine Anpassung der Erlösobergrenze unmittelbar im Jahr der Ko,stenentstehung stattfinden, 
so dass zunächst auf Plankosten abzustellen ist. 

Da für die.vorliegende Investitionsmaßnahme von einer erstmali1gen Kostenwirksamkeit im 
Jahr 2020 auszugehen ist, hätte bei einer·entsprechenden Gene1hmigung der Investitions-
maße bereits zum 01.01.2020 eine Anpassung der Erlösob~rgre·nze stattfinden können, da 
der Antrag zum 29.03.2019 gestellt wurde. Eine solche Anpassung hat in der Regel nicht 
stattgefunden, da zu diesem Zeitpunkt noch keine Genehmigun~1 der Investitionsmaßnahme 
vorlag. Der Ausgleich zwischen dem Betrag, um den die Erlösob,ergrenze zum 01.01.2020 
für das vorliegende Projekt tatsächlich angepasst wurde und·nach .der vorliegenden Geneh-· 
migung hätte angepasst werden dürfen, erfolgt gemäß § 5 Abs. 1 S. 2ARegV-über das Re-
gulierungskonto. Die Differenz wird auf dem Regulierungskonto verbucht und mit dem dort 
geltenden Zinssatz verzinst. 

Soweit eine _Anpassung der Erlösobergrenze nicht bereits zum O1.01 .2020 stattgefunden hat, 
kommt es zu einer tatsächlichen Anpassung der Erlösopergrenz1e erstmalig zum 01 .01 .2021 . 

E ine Anpassung der Erlösobergrenze erfolgtjährlich für die Dawer der Genehmigung. 

III. Nachträgliche Korrektur der Anpassung der Erlösobergrenze 

Da es sich bei den für d ie Anpassung der Erlösobergrenze heranzuziehenden Kapital- und 
Betriebskosten um Planwerte handelt, ergibt sich die Notwendigkeit eines so genannten 
Plan-lst-Abgleichs zwischen den angesetzten Plankosten und dEm tatsächlich in dem be-
trachteten Jahr entstandenen Ist-Kosten für die lnvestitio·nsmaßnahme. Der Ausgleich der 
sich aus der Gegenüberstellung von Plan- und Ist-Kosten eventuell ergebenden Differenz 
erfolgt gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV über das Regulierungskonto. Die Differenz wird auf 
dem Regulierungskonto verbucht und mit dem dort geltenden Z inssatz verzinst. Für die 
Durchführu·ng des Plan-lst-Abgleichs sind von der Antragstellerin die Mitteilungspflichten 
nach Abschnitt E.I. einzuhalten. 

IV. Anpassung der Erlösobergrenze nach Auslaufen-der Gienehmigung gemäß§ 23 
ARegV . 

Bei der Anpassung der Erlösobergrenze im Zusammenhang mit Investitionsmaßnahmen ist 
auch§ 11 Abs-. 2 S. 1· Nr. 6a i.V.m. § 23 Abs. 2a ARegV zu beachten. Danach sind die in den 
letzten drei Jahren der Genehmigungsdaue·r der lnvestitionsmaß,nahme entstandenen Kapi-
tal- und Betriebskosten als Abzugsbetrag zu berücksichtigen, indem sie bis zum Ende der 
Genehmigungsdauer aufgezinst und gleichmäßig über 20 Jahre, beginnend mit dem Jahr 
nach Ablauf der-Genehmigungsdauer der Investitionsmaßnahme, aufgelöst werden. Für die 
Verzinsung gelten die Regelung~n des § 5 Abs. 2 S. 3 ARegV. Mit dieser Regelung wird 
verhindert, dass es durch den Wechsel auf die sofortig·e Kostencmerkennung in der 
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obergrenze zu einer doppelten Berüd,sichtigung von Kapital- und Betriebskosten aus Inves-
titionsmaßnahmen kommt. Denn die in den letzten drei Jahren der Genehmigungsdauer der 
Investitionsmaßnahme entstandenen !Kapital- und Betriebskosten würden ansonsten auf-
grund der neuen Regelung nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV sowohl im Rahmen der ge-
nehmigten Investitionsmaßnahme als auch in der Erlösobergrenze gemäß § 4 Abs. 1 ARegV 
der folgenden Regulierungsbehörde berücksichtigt. · 

E. Neben bestimm Lingen, § 23 Abis. 5 ARegV 

Die Genehmigung enthält Nebenbestimmungen nach § 23 Abs. 5 S. 2 ARegV. 

1. Mitteilungspflichten, §§ 23 Ab:s. 5 S. 2, 28 ARegV 

Die Antragstellerin hat den ihr im Folg,enden auferlegten Mitteilungspflichten nachzukommen. 
Diese konkretisieren die bereits nach § 28 Nr. 6 ARegV existierenden Mitteilungspflichten. 
Die Erfüllung dieser Mitteilungspflichte!n ers~tzt nicht die gegebenenfalls notwendige Bean-
tragung einer Änderung der genehmigIten Investitionsmaßnahme. 

1. Anpassung der Ertösobergrer11ze 

Der Antragstellerin wird auferlegt, die ·folgenden Angaben anhand der tatsächlichen Werte in 
einer für einen sachkundigen Dritten in nachvollziehbarer ~eise mitzuteilen und zu belegen: 

• Die tatsächlichen Anschaffung:s- und Herstellungskosten 

o Aktivierun~en als Anlaf1en in Bau 

o Aktivierungen als Fertif1anlagen 

• Die Abzugspositionen 

o Rückstellungen 

o· öffentliche Förderungen 

o Sonstige kostenmindemde Erlöse 

• Die Parameter 

o Aufgenommenes Fremdkapital 

o Erhaltene Baukostenzuschüsse 

o Tatsächliche Fremdkap,italzinsen-

o Gewerbesteuerhebesalz 

• Angaben zur Ermittlung des pr-ojektspezifischen Ersatzanteils 

Bei der Übermittlung dieser Angaben l1at die Antragstellerin sich an dem jeweils aktuellen 
Leitfaden der Bundesnetzagentur zu §i 23 ARegV zu orientieren und den jeweils aktuell auf 
der Internetseite der Bundesnetzagen1tur dafür bereitgestellten Erhebungsbogen zu verwen-
den. Ohne entsprechenden Nachweis wäre es der Regulierungsbehörde nicht möglich, zu 
überprüfen, ob die bislang lediglich als; Planwerte vorliegenden Angaben der Antragstellerin 
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insoweit auch tatsächlich so eingetreten sind. Oie Beschlusskammer behält sich vor, weitere 
Anfor9erungen an Inhalt und Struktur der· geforderten Daten vorzugeben. 

2. Änderung des Projektes 

Der Antragstellerin wird auferlegt, unmittelbar nach Kenntniserlangung eine Änderung des 
Projektes, insbesondere Änderungen, die sich auf den lnbetriebnahmezeitpunkt, die wesent-
liche t~chnische Gestaltung oder auf den Ersatzanteil auswirken, bei der Regulierungsbe-
hörde anzuzeigen. 

Die Befugnis, die Antragstellerin zu verpflichten, unverzüglich nach Kenntniserlangung eine 
Änderung des Projektes anzuzeigen, ergibt sich aus § 23 Abs. 5 S. 2 ARegV. Die Informati-
onsverpflichtung ist notwendig, um der Regulierungsbehörde eine sachgerechte Kontrolle 
der von der Antragstellerin vorzunehmenden Anpassung der Erlösobergrenze zu ermö'gli-
chen. Ohne entsprechenden Nachweis wäre es der Regulierung~behörde nicht möglich, zu 
überprüfen, ob die geplante Projektausführung der Antragstellerin insoweit aucl') tatsächlich 
so eingetreten ist. 

II. _Widerrufsvorbehalt 

Die Genehmigung steht gemäß § 23 Abs. 5 S. 1 ARegV unter dem Vorbehalt des Widerrufs 
für den Fall, dass die Investition nicht der Genehmigung entsprechend durchgeführt wird. 
Davon umfasst sind nicht nur die Nichtdurchführung der Investition als solche~. sondern auch 
von der Genehmigung abweichende Ausführungen. 

F. Kosten 

Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach § 91 EnWG. 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Beschwerde erho-
ben werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 
531 -13 Bonn) einzureichen. Es genügt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem 
Oberlandesgericht Düsseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 404 7 4 Düsseldorf) eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt einen 
Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder 
der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Beschwerdebegründung 
muss die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten und seine Abänderung oder Auf-
hebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die 
Beschwerde stützt, enthalten. Die Beschwerdeschrift und die B~schwerdebegründung müs-
seri .durch, einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein. · · 

Die Beschwerde hat keine aufschiebend Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG). 

Vorsitzender Beisitzer 

Jacob Ficus 

Beisitzer 
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